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281. Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Anzahl der vom Dienst befreiten
Personalvertreter

2 8 2 . Verordnung: Anpassung von Versorgungsleistungen in der Opferfürsorge für das Kalen-
derjahr 1971

2 8 3 . Verordnung: Bestimmung des Gefährdungsbereiches des Munitionslagers Kaltwasser
284. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt
2 8 5 . Vereinbarungen gemäß Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens zwischen der Republik Öster-

reich und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenz-
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr

2 8 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
18. August 1970 betreffend eine Abänderung
der Verordnung der Bundesregierung vom
28. Mai 1968, BGBl. Nr. 200, über die Anzahl
der vom Dienst befreiten Personalvertreter

Auf Grund des § 25 Abs. 5 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes, BGBl. Nr. 133/1967,
wird verordnet:

Die Z. 3 der Verordnung der Bundesregierung
vom 28. Mai 1968, BGBl. Nr. 200, über die An-
zahl der vom Dienst befreiten Personalvertreter
hat zu lauten:

„3. im Bereich des Zentralausschusses für die
Bediensteten sonstiger Dienstzweige beim Bundes-
ministerium für Finanzen bis zu vier Bedienstete,"

Häuser Rösch Broda
Gratz Weihs Frühbauer

Freihsler Kirchschläger Moser Firnberg

282. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 25. August 1970
über die Anpassung von Versorgungsleistun-
gen in der Opferfürsorge für das Kalender-

jahr 1971

Auf Grund des § 11 a Abs. 1 und 3 des Opfer-
fürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 205/1969,
wird verordnet:

Artikel I
Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes mit Verordnung BGBl. Nr. 211/
1970 für das Kalenderjahr 1971 mit 1,071 festge-
setzte Anpassungsfaktor ist in diesem Ausmaß

für das Kalenderjahr 1971 auch im Bereich des
Opferfürsorgegesetzes verbindlich.

Artikel II
Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1971

an die Stelle der im Opferfürsorgegesetz genann-
ten festen Beträge treten, werden unter Zu-
grundelegung der in der Verordnung BGBl.
Nr. 302/1969 angeführten Beträge wie folgt fest-
gestellt:

Häuser

283 . Verordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung vom 31. August 1970,
mit der der Gefährdungsbereich des Muni-

tionslagers Kaltwasser bestimmt wird
Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Bundesgesetzes

vom 31. Mai 1967, BGBl. Nr. 197, über mili-
tärische Munitionslager wird verordnet:

§ 1. Als Gefährdungsbereich des Munitions-
lagers Kaltwasser werden die im § 2 näher be-
zeichneten Teile der Katastralgemeinde Stadl an
der Mur (Gerichtsbezirk Murau) bestimmt. Die
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genaue Abgrenzung der vom Gefährdungsbereich
erfaßten Teile ist aus den einen Bestandteil dieser
Verordnung bildenden Anlagen 1 und 2 im ein-
zelnen ersichtlich.

§ 2. (1) In den engeren Gefährdungsbereich des
Munitionslagers Kaltwasser fallen jene Grund-
stücke und Teile von Grundstücken, die inner-
halb der aus der Anlage 2 ersichtlichen, rot ge-
zeichneten Einhüllenden liegen.

(2) In den weiteren Gefährdungsbereich des
Munitionslagers Kaltwasser fallen jene Grund-
stücke und Teile von Grundstücken, die zwischen
den aus Anlage 2 ersichtlichen, rot und blau ge-
zeichneten Einhüllenden liegen.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit Ablauf einer
Woche nach dem Tage der Kundmachung in
Kraft.

Freihsler

Anlage 1

Verzeichnis der ganz oder teilweise im Gefähr-
dungsbereich des Munitionslagers Kaltwasser
liegenden Grundstücke der Katastralgemeinde

Stadl an der Mur

2 8 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 3. September 1970 betreffend die Be-
richtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt, BGBl. Nr. 33/1920,
wird kundgemacht:

1. Die Bundes-Verwaltungsabgabenverordnung
1968, BGBl. Nr. 53, wird wie folgt berichtigt:

Im Schlußsatz der TP 127 hat es statt „Tarif-
post 127" richtig „Tarifpost 126" zu lauten.

2. Die Europäische Sozialcharta, BGBl. Nr. 460/
1969, wird wie folgt berichtigt:

a) Im Art. 4 erste Zeile englischer Text hat es
statt „insuring" richtig „ensuring" zu lauten.

b) Im Art. 37 2. 3 letzte Zeile englischer Text
hat es statt „to Article 34" richtig „of Article 34"
zu lauten.

3. Das Übereinkommen (Nr. 103) über den
Mutterschutz, BGBl. Nr. 31/1970, wird wie folgt
berichtigt:

a) Im Art. 4 Z. 5 englischer Text hat es statt
„to qualify benefits" richtig „to qualify for bene-
fits" zu lauten.

b) Im Art. 5 Z. 2 französischer Text hat es
statt „rétribuée" richtig „rétribuées" zu lauten.

c) Im Art. 7 Z. 1 lit. d französischer Text hat
es statt „salairiees" richtig „salariées" zu lauten.

4. Die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 19. Juni 1970, BGBl. Nr. 182, mit
der die Freiliste 1 geändert wird, wird wie folgt
berichtigt:

Im Art. II hat es statt „11. Jänner 1971"
richtig „1. Jänner 1971" zu lauten.
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5. Die 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970, BGBl. Nr. 243,. wird wie folgt berichtigt:

In der Anlage 1 (Dienstzweigeordnung für die
Beamten der allgemeinen Verwaltung) ist beim
Dienstzweig 101 (Verwaltungsfachdienst und
Rechnungsfachdienst), in der mit „Dienstklasse"
überschriebenen linken Spalte die vorletzte Trenn-
linie durch die Dienstklassenangabe „V" zu er-
setzen.

Kreisky

2 8 5 . Vereinbarungen gemäß Artikel 1 Ab-
satz 3 des Abkommens zwischen der Repu-
blik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über Erleichterungen der Grenz-
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und

Schiffsverkehr *)

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Zl. 157.748-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige An-

gelegenheiten beehrt sich, der Botschaft der
Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen, daß
die Österreichische Bundesregierung in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer
Grenzdienststellen in den Bahnhöfen Lindau
Hauptbahnhof und Lindau-Reutin und über die
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt
auf dem österreichischen und dem deutschen Teil
der Strecke Lindau Hauptbahnhof—Bregenz—
St. Margarethen folgende Vereinbarung vor-
schlägt:

Artikel 1
Im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof und im

Bahnhof Lindau-Reutin werden auf deutschem
Gebiet vorgeschobene österreichische Grenz-
dienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September

») Siehe BGBl. Nr. 240/1957 und 130/1970

1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 5, 6
und 7 bestimmt.

Artikel 3

Der örtliche Bereich umfaßt

1. im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— im Empfangsgebäude die Abfertigungs-
halle, die Gepäckshalle, die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege;

— den südlich der Thiersch-Brücke gele-
genen Teil der Gleisanlagen mit den
Gleisen 1 bis 43, einschließlich der Bahn-
steige und aller Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Empfangsgebäude, und zwar die im
nordöstlichen Teil gelegenen drei Dienst-
räume sowie die Abfertigungskabine in der
Abfertigungshalle;

2. im Bahnhof Lindau-Reutin
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— das Bahnhofsgelände zwischen den beiden
Bahnübergängen der Bregenzerstraße,

. die darauf befindlichen Gebäude und
Gebäudeteile jedoch nur, soweit sie
nachstehend als zum örtlichen Bereich
gehörend bezeichnet sind;

— den in der östlichen Hälfte der Zoll-
und Frachtguthalle gelegenen Lager-
raum für Zollgüter sowie die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege in
dieser Halle, im Verwaltungsgebäude
und im Betriebsgebäude;

— das Anschlußgleis zum Städtischen
Schlachthof mit der Abfertigungsrampe
und der Wiegeeinrichtung;

— die Ladestraße in der ganzen Länge
zwischen den beiden Bahnübergängen
der Bregenzerstraße;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar:
— im Verwaltungsgebäude die im südwest-

lichen Teil des Gebäudes gelegenen drei
Räume;
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— im Betriebsgebäude den an der Südseite
in der Mitte des Gebäudes gelegenen
Raum;

— in der Zoll- und Frachtguthalle den
in der Nordostecke des Lagerraumes
für Zollgüter gelegenen Zollverschlag;

3. die Bahnstrecke zwischen der gemeinsamen
Grenze und dem unter Nummer 1 Buchstabe a)
umschriebenen Teil der Gleisanlagen des Bahn-
hofes Lindau Hauptbahnhof.

Artikel 4

Die österreichische und die deutsche Grenz-
abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Lindau Hauptbahnhof—österreichische
Staatsgrenze bei Lustenau/St. Margarethen vor-
genommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich
auf Personen und Handgepäck. Soweit ein Be-
dürfnis dafür besteht und es praktisch durch-
führbar ist, erstreckt sich die Grenzabfertigung
auch auf mitgeführte Tiere, aufgegebenes Reise-
gepäck und Expreßgut. Bestimmungen, nach
denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärzt-
liche Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Be-
schau in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben
unberührt.

Artikel 5

(1) Bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt bilden die Züge auf dem in Österreich
gelegenen Teil der Strecke den örtlichen Bereich
für die deutschen Bediensteten.

(2) In den Bahnhöfen Bregenz und Lustenau
haben die deutschen Bediensteten das Recht, im
Zug festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den
zur Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes
in Gewahrsam zu behalten; für die dafür erfor-
derlichen Amtshandlungen ist dieser Teil des
Bahnhofes jeweils örtlicher Bereich. Das gleiche
gilt für die österreichischen Bediensteten in den
Bahnhöfen Lindau Hauptbahnhof und Lindau-
Reutin, soweit die in Artikel 3 bezeichneten
Räume nicht ausreichen.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auf der in Artikel 4 bezeichneten Strecke
mit einem der nächsten Züge auf deutsches
Hoheitsgebiet verbracht werden. Für die dafür
erforderlichen Amtshandlungen gehören diese
Züge zum örtlichen Bereich für die deutschen
Bediensteten.

Artikel 6
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 4 vorliegen, stellen die Finanz-
landesdirektion für Vorarlberg, die zuständige
österreichische Sicherheitsbehörde und die zu-
ständige österreichische Eisenbahnbehörde einer-
seits sowie die Oberfinanzdirektion München,
die Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und
die zuständige Behörde der Deutschen Bundes-
bahn andererseits längstens für eine Fahrplan-
periode fest. Die Befugnis der genannten Be-
hörden, diese Feststellung im Einzelfall durch
örtliche Beauftragte treffen zu lassen, bleibt un-
berührt.

Artikel 7

Festgenommene oder zurückgewiesene Perso-
nen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen, sofern eine Beförderung mit
der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Lindau zur gemeinsamen Grenze bei
Lindau-Ziegelhaus/Unterhochsteg,

b) von den deutschen Bediensteten von
Lustenau oder Bregenz zur gemeinsamen
Grenze bei Unterhochsteg/Lindau-Ziegel-
haus

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß
durch den Austausch dieser Verbalnote und der
Antwortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien
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BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 1/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

beehrt sich, dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.748-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten beehrt sich, der Botschaft der
Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung in Ausführung
von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer
Grenzdienststellen in den Bahnhöfen Lindau
Hauptbahnhof und Lindau-Reutin und über die
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt
auf dem österreichischen und dem deutschen
Teil der Strecke Lindau Hauptbahnhof—Bre-
genz—St. Margarethen folgende Vereinbarung
vorschlägt:

Artikel 1
Im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof und im

Bahnhof Lindau-Reutin werden auf deutschem
Gebiet vorgeschobene österreichische Grenz-
dienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 5, 6
und 7 bestimmt.

Artikel 3
Der örtliche Bereich umfaßt

1. im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— im Empfangsgebäude die Abfertigungs-

halle, die Gepäckshalle, die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege;

— den südlich der Thiersch-Brücke gele-
genen Teil der Gleisanlagen mit den
Gleisen 1 bis 43, einschließlich der Bahn-
steige und aller Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Empfangsgebäude, und zwar die im
nordöstlichen Teil gelegenen drei Dienst-

räume sowie die Abfertigungskabine in der
Abfertigungshalle;

2. im Bahnhof Lindau-Reutin
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— das Bahnhofsgelände zwischen den

beiden Bahnübergängen der Bregenzer-
straße, die darauf befindlichen Gebäude
und Gebäudeteile jedoch nur, soweit
sie nachstehend als zum örtlichen Be-
reich gehörend bezeichnet sind;

— den in der östlichen Hälfte der Zoll-
und Frachtguthalle gelegenen Lager-
raum für Zollgüter sowie die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege in
dieser Halle, im Verwaltungsgebäude
und im Betriebsgebäude;

— das Anschlußgleis zum Städtischen
Schlachthof mit der Abfertigungsrampe
und der Wiegeeinrichtung;

— die Ladestraße in der ganzen Länge
zwischen den beiden Bahnübergängen
der Bregenzerstraße;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar:
— im Verwaltungsgebäude die im südwest-

lichen Teil des Gebäudes gelegenen drei
Räume;

— im Betriebsgebäude den an der Südseite
in der Mitte des Gebäudes gelegenen
Raum;

— in der Zoll- und Frachtguthalle den in
der Nordostecke des Lagerraumes für
Zollgüter gelegenen Zollverschlag;

3. die Bahnstrecke zwischen der gemeinsamen
Grenze und dem unter Nummer 1 Buchstabe a)
umschriebenen Teil der Gleisanlagen des Bahn-
hofes Lindau Hauptbahnhof.

Artikel 4

Die österreichische und die deutsche Grenz-
abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Lindau Hauptbahnhof—österreichische
Staatsgrenze bei Lustenau/St. Margarethen vor-
genommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich
auf Personen und Handgepäck. Soweit ein Be-
dürfnis dafür besteht und es praktisch durch-
führbar ist, erstreckt sich die Grenzabfertigung
auch auf mitgeführte Tiere, aufgegebenes Reise-
gepäck und Expreßgut. Bestimmungen, nach de-
nen die gesundheitspolizeiliche oder tierärztliche
Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Beschau
in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben unbe-
rührt.
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Artikel 5
(1) Bei der Grenzabfertigung während der

Fahrt bilden die Züge auf dem in Österreich
gelegenen Teil der Strecke den örtlichen Bereich
für die deutschen Bediensteten.

(2) In den Bahnhöfen Bregenz und Lustenau
haben die deutschen Bediensteten das Recht, im
Zug festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den
zur Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes
in Gewahrsam zu behalten; für die dafür erfor-
derlichen Amtshandlungen ist dieser Teil des
Bahnhofes jeweils örtlicher Bereich. Das gleiche
gilt für die österreichischen Bediensteten in den
Bahnhöfen Lindau Hauptbahnhof und Lindau-
Reutin, soweit die in Artikel 3 bezeichneten
Räume nicht ausreichen.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auf der in Artikel 4 bezeichneten Strecke
mit einem der nächsten Züge auf deutsches
Hoheitsgebiet verbracht werden. Für die dafür
erforderlichen Amtshandlungen gehören diese
Züge zum örtlichen Bereich für die deutschen
Bediensteten.

Artikel 6
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 4 vorliegen, stellen die Finanz-
landesdirektion für Vorarlberg, die zuständige
österreichische Sicherheitsbehörde und die zu-
ständige österreichische Eisenbahnbehörde einer-
seits sowie die Oberfinanzdirektion Mün-
chen, die Direktion der Bayerischen Grenzpolizei
und die zuständige Behörde der Deutschen Bun-
desbahn andererseits längstens für eine Fahr-
planperiode fest. Die Befugnis der genannten
Behörden, diese Feststellung im Einzelfall durch
örtliche Beauftragte treffen zu lassen, bleibt un-
berührt.

Artikel 7
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen, sofern eine Beförderung
mit der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Lindau zur gemeinsamen Grenze bei
Lindau-Ziegelhaus/Unterhochsteg,

b) von den deutschen Bediensteten von
Lustenau oder Bregenz zur gemeinsamen
Grenze bei Unterhochsteg/Lindau-Ziegel-
haus

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des Ar-
tikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970
in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt
werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten er-
neut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Zl. 157.749-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige An-

gelegenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung in Ausführung
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von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Aach auch fol-
gende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Aach werden auf deut-

schem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Staatsstraße 2005 von der gemein-

samen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Dienstgebäude den Abfertigungs-

raum, den Aufenthaltsraum in der Süd-
westecke des Gebäudes, den daran an-
schließenden Untersuchungsraum, die
sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar den Raum
in der Südostecke des Erdgeschoßes und den
mittleren Kellerraum an der Ostseite.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige, Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 2/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land beehrt sich, dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.749-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Aach folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Aach werden auf deut-

schem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz- 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar
— die Staatsstraße 2005 von der gemein-

samen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Dienstgebäude den Abfertigungs-

raum, den Aufenthaltsraum in der Süd-
westecke des Gebäudes, den daran an-
schließenden Untersuchungsraum, die
sanitären Anlagen und alle Ver-
bindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlasssenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar den Raum
in der Südostecke des Erdgeschoßes und
den mittleren Kellerraum an der Ostseite.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
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die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt auch diese Gelegenheit, der
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland die
Versicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung
zu erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des Ar-
tikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 in
Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist, von sechs Monaten
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt
werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
benutzt auch diesen Anlaß, das Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten erneut
ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
W i e n

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.750-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Balderschwang
folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Balderschwang werden auf

deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Gemeindeverbindungsstraße von der

gemeinsamen Grenze bis zum Amts-
platz;

— den das Zollamtsgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— im Zollamtsgebäude den an der Südseite
gelegenen, durch den Haupteingang zu-
gänglichen Raum, die sanitären Anlagen
und alle Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Zollamtsgebäude, und zwar die östlich
der gemeinsam benützten Räume gelegenen
beiden Räume an der Südseite.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 3/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

beehrt sich, dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
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Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.750-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Balderschwang
folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Balderschwang werden auf

deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Gemeindeverbindungsstraße von der

gemeinsamen Grenze bis zum Amts-
platz;

— den das Zollamtsgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— im Zollamtsgebäude den an der Süd-
seite gelegenen, durch den Hauptein-
gang zugänglichen Raum, die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Zollamtsgebäude, und zwar die östlich
der gemeinsam benützten Räume gelegenen
beiden Räume an der Südseite.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die
am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mit-

zuteilen, daß die für die Grenzabfertigung zu-
ständigen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des Ar-
tikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970
in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt
werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten ihrer
ausgezeichneten Hochachtung zu versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.751-12/70

Verbalnote
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang im Lecknertal fol-
gende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Im Lecknertal wird auf österreichischem Gebiet

an der Wegegabel östlich des Lecknersees eine
vorgeschobene deutsche Grenzdienststelle errich-
tet. Bei dieser Grenzdienststelle finden nur Ab-
fertigungen im kleinen Grenzverkehr und im
Ausflugsverkehr statt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14: September
1955 umfaßt
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a) das von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützte Abfertigungsgebäude,

b) den das Abfertigungsgebäude umgebenden
Amtsplatz.

Artikel 3
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auf den Straßen von der in Artikel 1
genannten Grenzdienststelle über Hittisau bis zur
gemeinsamen Grenze bei Balderschwang oder bei
Aach verbracht werden. Für die dafür erforder-
lichen Amtshandlungen gehören diese Straßen
zum örtlichen Bereich der in Artikel 1 genannten
Grenzdienststelle.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 4/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land beehrt sich, dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.751-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich

und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang im Lecknertal folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Im Lecknertal wird auf österreichischem Gebiet

an der Wegegabel östlich des Lecknersees eine
vorgeschobene deutsche Grenzdienststelle er-
richtet. Bei dieser Grenzdienststelle finden nur
Abfertigungen im kleinen Grenzverkehr und im
Ausflugsverkehr statt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) das von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützte Abfertigungsgebäude,

b) den das Abfertigungsgebäude umgebenden
Amtsplatz.

Artikel 3
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auf den Straßen von der in Artikel 1
genannten Grenzdienststelle über Hittisau bis zur
gemeinsamen Grenze bei Balderschwang oder bei
Aach verbracht werden. Für die dafür erforder-
lichen Amtshandlungen gehören diese Straßen
zum örtlichen Bereich der in Artikel 1 genannten
Grenzdienststelle.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mit-
zuteilen, daß die für die Grenzabfertigung zu-
ständigen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
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14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten er-
neut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.752-12/70

V e r b a l n o t e

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Akommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Grenz-
abfertigung in Zügen während der Fahrt auf der
Strecke Pfronten-Steinaeh—Vils—Reutte fol-
gende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Die österreichische und die deutsche Grenz-

abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Pfronten-Steinaeh—Vils—Reutte vorge-
nommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich
auf Personen und Handgepäck. Soweit ein Be-
dürfnis dafür besteht und es praktisch durch-
führbar ist, erstreckt sich die Grenzabfertigung
auch auf mitgeführte Tiere, aufgegebenes Reise-
gepäck und Expreßgut. Bestimmungen, nach
denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärzt-
liche Grenzkontrolle oder die phytosanitäre
Beschau in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben
unberührt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September

1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 4
und 5 bestimmt.

Artikel 3
(1) Bei der Grenzabfertigung während der

Fahrt bilden die Züge auf dem jeweils im Gebiets-
staat gelegenen Teil der Strecke den örtlichen
Bereich für die Bediensteten des Nachbarstaates.

(2) In den Bahnhöfen Pfronten-Steinach, Vils
und Reutte haben die Bediensteten des Nachbar-
staates das Recht, im Zug festgenommene oder
zurückgewiesene Personen und sichergestellte
Waren, Werte oder Beweismittel auf dem Bahn-
steig oder in den zur Verfügung stehenden
Räumen des Bahnhofes in Gewahrsam zu
behalten; für die dafür erforderlichen Amts-
handlungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils
örtlicher Bereich.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen auf der in Artikel 1 bezeich-
neten Strecke mit einem der nächsten Züge in
den Nachbarstaat verbracht werden. Für die
dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich.

Artikel 4
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 1 vorliegen, stellen die Finanz-
landesdirektion für Tirol, die zuständige öster-
reichische Sicherheitsbehörde und die zuständige
österreichische Eisenbahnbehörde einerseits sowie
die Oberfinanzdirektion München, die Direk-
tion der Bayerischen Grenzpolizei und die
zuständige Behörde der Deutschen Bundesbahn
andererseits längstens für eine Fahrplanperiode
fest. Die Befugnis der genannten Behörden, diese
Feststellung im Einzelfall durch örtliche Beauf-
tragte treffen zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 5
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen, sofern eine Beförderung mit
der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Pfronten-Steinaeh zur gemeinsamen Grenze
Pfronten-Steinach/Vils und

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte
oder Vils zur gemeinsamen Grenze bei
Vils/Pfronten-Steinach

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
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einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am .1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 5/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

beehrt sich dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.752-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Grenz-
abfertigung in Zügen während der Fahrt auf der
Strecke Pfronten-Steinach—Vils—Reutte fol-
gende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Die österreichische und die deutsche Grenz-

abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Pfronten-Steinach—Vils—Reutte vorge-
nommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich
auf Personen und Handgepäck. Soweit ein Be-
dürfnis dafür besteht und es praktisch durch-
führbar ist, erstreckt sich die Grenzabfertigung
auch auf mitgeführte Tiere, aufgegebenes Reise-
gepäck und Expreßgut. Bestimmungen, nach
denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärzt-
liche Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Be-
schau in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben
unberührt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 4
und 5 bestimmt.

Artikel 3
(1) Bei der Grenzabfertigung während der

Fahrt bilden die Züge auf dem jeweils im Gebiets-
staat gelegenen Teil der Strecke den örtlichen
Bereich für die Bediensteten des Nachbarstaates.

(2) In den Bahnhöfen Pfronten-Steinach, Vils
und Reutte haben die Bediensteten des Nachbar-
staates das Recht, im Zug festgenommene oder
zurückgewiesene Personen und sichergestellte
Waren, Werte oder Beweismittel auf dem Bahn-
steig oder in den zur Verfügung ,stehenden
Räumen des Bahnhofes in Gewahrsam zu
behalten; für die dafür erforderlichen Amts-
handlungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils
örtlicher Bereich.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen auf der in Artikel 1 bezeich-
neten Strecke mit einem der nächsten Züge in
den Nachbarstaat verbracht werden. Für die
dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich.

Artikel 4
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 1 vorliegen, stellen die Finanz-
landesdirektion für Tirol, die zuständige öster-
reichische Sicherheitsbehörde und die zuständige
österreichische Eisenbahnbehörde einerseits sowie
die Oberfinanzdirektion München, die Direk-
tion der Bayerischen Grenzpolizei und die
zuständige Behörde der Deutschen Bundesbahn
andererseits längstens für eine Fahrplanperiode
fest. Die Befugnis der genannten Behörden, diese
Feststellung im Einzelfall durch örtliche Beauf-
tragte treffen zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 5
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen, sofern eine Beförderung mit
der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Pfronten-Steinach zur gemeinsamen Grenze
bei Pfronten-Steiriach/Vils und

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte
oder Vils zur gemeinsamen Grenze bei
Vils/Pfronten-Steinach

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.
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Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten er-
neut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.753-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland

über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt
auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen—Grie-
sen—Reutte folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Die österreichische und die deutsche Grenz-

abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Garmisch-Partenkirchen — Griesen —
Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung
erstreckt sich auf Personen und Handgepäck.
Soweit ein Bedürfnis dafür besteht und es prak-
tisch durchführbar ist, erstreckt sich die Grenz-
abfertigung auch auf mitgeführte Tiere, aufge-
gebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestim-
mungen, nach denen die gesundheitspolizeiliche
oder tierärztliche Grenzkontrolle oder die phyto-
sanitäre Beschau in Reisezügen nicht möglich
ist, bleiben unberührt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 4
und 5 bestimmt.

Artikel 3
(1) Bei der Grenzabfertigung während der

Fahrt bilden die Züge auf dem jeweils im Ge-
bietsstaat gelegenen Teil der Strecke den ört-
lichen Bereich für die Bediensteten des Nachbar-
staates.

(2) In den Bahnhöfen Garmisch-Partenkirchen,
Griesen, Ehrwald und Reutte haben die Bedien-
steten des Nachbarstaates das Recht, im Zug
festgenommene oder zurückgewiesene Personen
und sichergestellte Waren, Werte oder Beweis-
mittel auf dem Bahnsteig oder in den zur Ver-
fügung stehenden Räumen des Bahnhofes in Ge-
wahrsam zu behalten. Für die dafür erforder-
lichen Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahn-
hofes jeweils örtlicher Bereich.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen auf der in Artikel 1 bezeich-
neten Strecke mit einem der nächsten Züge in
den Nachbarstaat verbracht werden. Für die
dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich.

Artikel 4
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 1 vorliegen, stellen die Finanzlandes-
direktion für Tirol, die zuständige österreichische
Sicherheitsbehörde und die zuständige österrei-
chische Eisenbahnbehörde einerseits sowie die
Oberfinanzdirektion München, die Direktion der
Bayerischen Grenzpolizei und die zuständige Be-
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hörde der Deutschen Bundesbahn andererseits
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Be-
fugnis der genannten Behörden, diese Feststellung
im Einzelfall durch örtliche Beauftragte treffen
zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 5
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen, sofern eine Beförderung mit
der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Garmisch-Partenkirchen oder Griesen zur
gemeinsamen Grenze bei Griesen/Ehrwald-
schanz und

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte
oder Ehrwald zur gemeinsamen Grenze bei
Ehrwaldschanz/Griesen

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Strecken zum
örtlichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 6/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land beehrt sich, dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.753-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-

republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Grenz-
abfertigung in Zügen während der Fahrt auf der
Strecke Garmisch-Partenkirchen — Griesen —
Reutte folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Die österreichische und die deutsche Grenz-

abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Garmisch-Partenkirchen — Griesen —
Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung
erstreckt sich auf Personen und Handgepäck.
Soweit ein Bedürfnis dafür besteht und es prak-
tisch durchführbar ist, erstreckt sich die Grenz-
abfertigung auch auf mitgeführte Tiere, aufge-
gebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestim-
mungen, nach denen die gesundheitspolizeiliche
oder tierärztliche Grenzkontrolle oder die phyto-
sanitäre Beschau in Reisezügen nicht möglich ist,
bleiben unberührt.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3, 4
und 5 bestimmt.

Artikel 3
(1) Bei der Grenzabfertigung während der

Fahrt bilden die Züge auf dem jeweils im Gebiets-
staat gelegenen Teil der Strecke den örtlichen
Bereich für die Bediensteten des Nachbarstaates.

(2) In den Bahnhöfen Garmisch-Partenkirchen,
Griesen, Ehrwald und Reutte haben die Bedien-
steten des Nachbarstaates das Recht, im Zug fest-
genommene oder zurückgewiesene Personen und
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel
auf dem Bahnsteig oder in den zur Verfügung
stehenden Räumen des Bahnhofes in Gewahrsam
zu behalten. Für die dafür erforderlichen Amts-
handlungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils
örtlicher Bereich.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen auf der in Artikel 1 bezeich-
neten Strecke mit einem der nächsten Züge in
den Nachbarstaat verbracht werden. Für die
dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich.

Artikel 4
Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen

des Artikels 1 vorliegen, stellen die Finanzlandes-
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direktion für Tirol, die zuständige österreichische
Sicherheitsbehörde und die zuständige österrei-
chische Eisenbahnbehörde einerseits sowie die
Oberfinanzdirektion München, die Direk-
tion der Bayerischen Grenzpolizei und die zu-
ständige Behörde der Deutschen Bundesbahn
andererseits längstens für eine Fahrplanperiode
fest. Die Befugnis der genannten Behörden, diese
Feststellung im Einzelfall durch örtliche Beauf-
tragte treffen zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 5
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen, sofern eine Beförderung mit
der Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten
Straßenverbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Garmisch-Partenkirchen oder Griesen zur
gemeinsamen Grenze bei Griesen/Ehrwald-
schanz und

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte
oder Ehrwald zur gemeinsamen Grenze
bei Ehrwaldschanz/Griesen

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Strecken zum
örtlichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-

ministerium für Auswärtige Angelegenheiten er-
neut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.754-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Achenwald folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Achenwald werden auf

österreichischem Gebiet vorgeschobene deutsche
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bundesstraße Nr. 181 von der

gemeinsamen Grenze auf der nördlichen
Pittenbachbrücke bis zum Amtsplatz
und die Tiroler Landesstraße I. Ord-
nung Nr. 28 von der Staatsgrenze auf
der südlichen Pittenbachbrücke bis zur
Einmündung in die Bundesstraße
Nr. 181;

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— die Abfertigungshalle im Inselgebäude
einschließlich der Zugänge;

— die Abfertigungsrampe, die Unter-
suchungsgrube, den Dispositionsraum
und die Garage mit den jeweiligen Zu-
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gängen in und an der östlich vom
Inselgebäude gelegenen Güterhalle;

— die westlich vom Inselgebäude befind-
liche Brückenwaage;

b) die den deutschen Bediensteten zur allei-
nigen Benützung überlassenen Räume der
Dienstgebäude, und zwar
— die nordwestlich der Abfertigungshalle

gelegenen Räume des Inselgebäudes;
— in der östlich vom Inselgebäude gele-

genen Güterhalle den nordwestlichen
Lagerraum und den nordwestlichen
Büroraum.

Artikel 3
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auch auf der Tiroler Landesstraße I. Ord-
nung Nr. 28 zwischen den Staatsgrenzen auf der
Rauchstubenbrücke und der Geißalmbrücke
(Walchenstraße) auf deutsches Hoheitsgebiet ver-
bracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehört diese Straße zum ört-
lichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die
am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf
diplomatischem . Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
V 3-81.00 7/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

beehrt sich, dem Bundesministerium für Aus-
wärtige, Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.754-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Achenwald folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Achenwald werden auf

österreichischem Gebiet vorgeschobene deutsche
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bundesstraße Nr. 181 von der ge-

meinsamen Grenze auf der nördlichen
Pittenbachbrücke bis zum Amtsplatz
und die Tiroler Landesstraße I. Ord-
nung Nr. 28 von der Staatsgrenze auf
der südlichen Pittenbachbrücke bis zur
Einmündung in die Bundesstraße
Nr. 181;

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— die Abfertigungshalle im Inselgebäude
einschließlich der Zugänge;

— die Abfertigungsrampe, die Unter-
suchungsgrube, den Dispositionsraum
und die Garage mit den jeweiligen Zu-
gängen in und an der östlich vom
Inselgebäude gelegenen Güterhalle;

— die westlich vom Inselgebäude befind-
liche Brückenwaage;

b) die den deutschen Bediensteten zur allei-
nigen Benützung überlassenen Räume der
Dienstgebäude, und zwar
— die nordwestlich der Abfertigungshalle

gelegenen Räume des Inselgebäudes;
— in der östlich vom Inselgebäude gele-

genen Güterhalle den nordwestlichen
Lagerraum und den nordwestlichen
Büroraum.

Artikel 3
Festgenommene oder zurückgewiesene Per-

sonen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel dürfen von den deutschen Bedien-
steten auch auf der Tiroler Landesstraße I. Ord-
nung Nr. 28 zwischen den Staatsgrenzen auf
der Rauchstubenbrücke und der Geißalmbrücke
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(Walchenstraße) auf deutsches Hoheitsgebiet ver-
bracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehört diese Straße zum ört-
lichen Bereich.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der "Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970
An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
W i e n

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.755-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich

und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen an den Grenzübergängen Kiefers-
felden-Autobahn und Kiefersfelden-Staatsstraße
folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
An den Grenzübergängen Kiefersfelden-Auto-

bahn und Kiefersfelden-Staatsstraße werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt
1. beim Grenzübergang Kiefersfelden-Autobahn

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bundesautobahn von der gemein-

samen Grenze auf der Brücke über den
Inn bis zum Amtsplatz und nördlich
des Amtsplatzes bis einschließlich Aus-
und Einfahrt Kiefersfelden;

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— die südlich an den Amtsplatz angren-
zende Umkehrschleife;

— in den Dienstgebäuden 1 und 11 die
Abfertigungshallen für die Warenein-
und Warenausfuhr, die Omnibus-
abfertigungshallen, die Untersuchungs-
räume und die sanitären Anlagen in
den Erd- und Kellergeschossen;

— im Dienstgebäude .11 im Kellergeschoß
die Installations- und Heizungsräume
sowie die beiden Fahrradräume;

— den Verbindungstunnel samt allen Zu-
gängen;

— die Wiegehäuschen (Gebäude 6 und 16)
samt Waagen;

— die Verbindungswege in allen Dienst-
gebäuden;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Anlagen
und Räume, und zwar
— im Dienstgebäude 1 den Raum neben

dem Waschraum im nördlichen Ge-
bäudeteil;

— im Dienstgebäude 11 die acht Räume
an der Westseite und den Raum in der
Nordostecke des Erdgeschosses sowie
sämtliche Räume des Kellergeschosses
mit Ausnahme der gemeinsam be-
nützten Räume;

— in den Gebäuden 2 und 12 die südlich
gelegenen Abfertigungskioske für den
Reisendenverkehr;
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— die Rampen 2 und 3 auf der Westseite
(Gebäude 13 und 14);

— den östlichen Teil der Rampe 1 auf der
Ostseite (Gebäude 5);

— das Kontrollhäuschen für die Schranke
auf der Westseite (Gebäude 18);

— die Garagen auf der Westseite (Ge-
bäude 17);

2. beim Grenzübergang Kiefersfelden-Staats-
straße
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Staatsstraße 2089 von der gemein-

samen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Dienstgebäude die sanitären An-

lagen und alle Verbindungswege im
Erd- und Kellergeschoß;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar einen Kanzlei-
raum und einen Abfertigungsraum im
südlichen Teil des Erdgeschosses und den
mittleren Kellerraum.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970
An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 8/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land beehrt sich, dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.755-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung in Ausführung
von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer
Grenzdienststellen an den Grenzübergängen
Kiefersfelden-Autobahn und Kiefersfelden-
Staatsstraße folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
An den Grenzübergängen Kiefersfelden-Auto-

bahn und Kiefersfelden-Staatsstraße werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt
1. beim Grenzübergang Kiefersfelden-Autobahn

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume und zwar
— die Bundesautobahn von der gemein-

samen Grenze auf der Brücke über den
Inn bis zum Amtsplatz und nördlich
des Amtsplatzes bis einschließlich Aus-
und Einfahrt Kiefersfelden;

— den die Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— die südlich an den Amtsplatz angren-
zende Umkehrschleife;

— in den Dienstgebäuden 1 und 11 die
Abfertigungshallen für die Warenein-
und Warenausfuhr, die Omnibus-
abfertigungshallen, die Untersuchungs-
räume und die sanitären Anlagen in den
Erd- und Kellergeschossen;

— im Dienstgebäude 11 im Kellergeschoß
die Installations- und Heizungsräume
sowie die beiden Fahrradräume;

— den Verbindungstunnel samt allen
Zugängen;

— die Wiegehäuschen (Gebäude 6 und 16)
samt Waagen;

— die Verbindungswege in allen Dienst-
gebäuden;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Anlagen
und Räume, und zwar
— im Dienstgebäude 1 den Raum neben

dem Waschraum im nördlichen
Gebäudeteil;

— im Dienstgebäude 11 die acht Räume
an der Westseite und den Raum in der
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Nordostecke des Erdgeschosses sowie
sämtliche Räume des Kellergeschosses
mit Ausnahme der gemeinsam be-
nützten Räume;

— in den Gebäuden 2 und 12 die südlich
gelegenen Abfertigungskioske für den
Reisendenverkehr;

— die Rampen 2 und 3 auf der Westseite
(Gebäude 13 und 14);

— den östlichen Teil der Rampe 1 auf der
Ostseite (Gebäude 5);

— das Kontrollhäuschen für die Schranke
auf der Westseite (Gebäude 18);

— die Garagen auf der Westseite (Ge-
bäude 17);

2. beim Grenzübergang Kiefersfelden-Staats-
straße
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Staatsstraße 2089 von der gemein-

samen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Dienstgebäude die sanitären An-

lagen und alle Verbindungswege im
Erd- und Kellergeschoß;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume
im Dienstgebäude, und zwar einen Kanzlei-
raum und einen Abfertigungsraum im
südlichen Teil des Erdgeschosses und den
mittleren Kellerraum.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monates gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zu-
ständigen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom

14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUKDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Zl. 157.756-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Zollhaus Erl folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Zollhaus Erl werden auf

österreichischem Gebiet vorgeschobene deutsche
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt die von den Bediensteten beider
Staaten gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar

— die Innbrücke von der gemeinsamen Grenze
bis zum Amtsplatz;

— den den Abfertigungskiosk umgebenden
und an das Zollamtsgebäude angrenzenden
Amtsplatz;

— den Abfertigungsraum, die Abstellräume,
die sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege im Abfertigungskiosk.
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Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970

An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 9/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land beehrt sich, dem Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.756-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener deutscher Grenzdienst-
stellen am Grenzübergang Zollhaus Erl folgende
Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Zollhaus Erl werden auf

österreichischem Gebiet vorgeschobene deutsche
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt die von den Bediensteten beider
Staaten gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar

— die Innbrücke von der gemeinsamen Grenze
bis zum Amtsplatz;

— den den Abfertigungskiosk umgebenden
und an das Zollamtsgebäude angrenzenden
Amtsplatz;

— den Abfertigungsraum, die Abstellräume,
die sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege im Abfertigungskiosk.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zu-
ständigen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land benutzt auch diesen Anlaß, das Bundes-
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970
An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

BUNDESMINISTERIUM
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Zl. 157.757-12/70

V e r b a l n o t e
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
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reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und -Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Reit im Winkl
folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Reit, im Winkl werden

auf deutschem Gebiet vorgeschobene österrei-
chische Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume und zwar
— den Abschnitt der Staatsstraße 2364 von

der gemeinsamen Grenze bis zum Amts-
platz;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz sowie die umfriedeten Ab-
stellplätze neben und hinter dem
Dienstgebäude einschließlich der
Schuppen;

— den Abfertigungsraum, die sanitären An-
lagen und alle Verbindungswege im
Dienstgebäude;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— den Abfertigungs- und Kassenraum im

westlichen Teil des Dienstgebäudes;
— eine Holzablage nördlich des Dienst-

gebäudes.
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

L. S. Wien, am 6. Juli 1970
An die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
Wien

BOTSCHAFT
DER

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

V 3-81.00 10/70

V e r b a l n o t e
Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland

beehrt sich, dem Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten den Empfang seiner
Verbalnote vom 6. Juli 1970, Zl. 157.757-12/70,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten beehrt sich, der Botschaft der Bundes-
republik Deutschland mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung in Ausführung von
Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 14. Sep-
tember 1955 zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr für die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Reit im Winkl
folgende Vereinbarung vorschlägt:

Artikel 1
Am Grenzübergang Reit im Winkl werden auf

deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2
Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4

Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— den Abschnitt der Staatsstraße 2364 von

der gemeinsamen Grenze bis zum Amts-
platz;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz sowie die umfriedeten Ab-
stellplätze neben und hinter dem
Dienstgebäude einschließlich der
Schuppen;

— den Abfertigungsraum, die sanitären
Anlagen und alle Verbindungswege im
Dienstgebäude;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— den Abfertigungs- und Kassenraum im

westlichen Teil des Dienstgebäudes;
— eine Holzablage nördlich des Dienst-

gebäudes.
Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-

legenheiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch
den Austausch dieser Verbalnote und der Ant-
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wortnote der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland die vorstehende Regelung eine Ver-
einbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet,
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die
auf diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag
eines Monats gekündigt werden kann.

Das Bundesministerium für Auswärtige Ange-
legenheiten benützt diese Gelegenheit, der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
sicherung seiner ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesmini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten mitzu-
teilen, daß die für die Grenzabfertigung zustän-
digen obersten Bundesbehörden der Bundes-
republik Deutschland damit einverstanden sind,
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus-

tausch der Verbalnote des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten und dieser Ant-
wortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland
benutzt auch diesen Anlaß, das Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten erneut ihrer
ausgezeichneten Hochachtung zu versichern.

L. S. Wien, am 8. Juli 1970

An das
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

Häuser
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